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Antwort 
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auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), Gila Altmann 
(Aurich), Egbert Nitsch (Rendsburg), Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/7980 — 


Vereinbarkeit des neuen Transrapid-Betriebskonzeptes mit dem EU-Recht 


Der Bundesminister für Verkehr hat Ende April ein neues Betreiber-, 
Finanzierungs- und Managementkonzept für den geplanten Transrapid 
zwischen Hamburg und Berlin vorgestellt. Demnach soll die Deutsche 
Bahn AG (DBAG) die zentreile Rolle übernehmen, indem sie das Ge- 
samtsystem betreibt und vermarktet sowie den Fahrweg nach den Plä- 
nen des Industriekonsortiums baut. 

Im Hinblick auf die zugrundeliegende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
und das neue Betreiberkonzept gibt es jedoch erhebliche Bedenken, weil 
beide gegen geltendes Gemeinschaftsrecht in folgenden Punkten ver- 
stoßen: 

1 . Das Prinzip^ des diskriminierungsfreien Zugangs zur Eisenbahninfra- 
struktur wird ignoriert. Die Fahrgastprognosen, die von 11,4 bis 
15,2 Millionen Fahrgästen im Jahr 2010 ausgehen, ergeben sich vor 
allem daraus, daß die parallel führenden Schienenstrecken 

Hamburg- Büchen - Wittenberge - Berlin 

Hamburg- Uelzen -Stendal- Berlin 

nur noch von relativ unattraktiven, weil langsamen Interregio- Zügen 
befahren werden sollen. Mit dieser Annahme werden von vornherein 
schnellere IC-, ICE- oder ICT-Neigezüge ausgeschlossen, die von 
anderen Eisenbahnverkehrsuntemehmen als der DBAG konkurrie- 
rend eingesetzt werden könnten und z.B. durch einen günstigeren 
Tarif einen erheblichen Teil der erwarteten Transrapid-Fahrgäste 
abziehen würden. Als Folge sind die für den Transrapid ermittelten 
Fahrgastprognosen völlig unrealistisch. Nach EU-Recht kann der 
Zugang anderer Eisenbahnuntemehmen zur Schieneninfrastruktur 
aber nicht aus „pohtischen Gründen", sondern allenfalls aus Kapazi- 
tätsgründen ausgeschlossen werden (vgl. insbesondere Richtlinie 95/ 
19/EG, Präambel sowie Artikel 10 Abs. 3). Solche Kapazitätsprobleme 
sind jedoch nicht zu erwarten, da beide parallel führenden Schie- 
nenstrecken im Korridor Hamburg -Berlin z. Z. im Rahmen der Ver- 
kehrsprojekte Deutsche Einheit aus gebaut werden. Über die Tras- 
senvergabe hat außerdem eine unabhängige Instanz zu entscheiden 
(95/1 9/EG, Präambel), was offensichtlich bis heute weder dem deut- 
schen Verkehrsminister noch der DBAG bewußt ist. 


Die Antwortwurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehrvom 8. Juli 1997 
übermittelt. 
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2. Der diskrirninierungsfreie Zugang bzw. der Grundsatz der Gleichbe- 
handlung nach der o. g. Richtlinie ist insbesondere von großer Be- 
deutung bei der Berechnung von Trassenentg eiten. Das neue Betrei- 
bermodell für den Transrapid sieht jedoch keine Trassenentg eite des 
Transrapid-Betreibers an den Fahrwegbetreiber vor. Dies ist mit dem 
ansonsten bei der DBAG angewendeten Trassenentgeltsystem in 
keiner Weise kompatibel. Das Ergebnis ist eine eklatante Wettbe- 
werbsverzerrung: Wenn ein Eisenbahnverkehrsunternehmen, z.B. 
die Dänische Staatsbahn auf der Relation Kopenhagen- Hamburg - 
Berlin-Prag, auf den parallel führenden Schienenstrecken Züge 
einsetzen will, muß es dafür ein Trassenentgelt von ca. 15 bis 25 DM 
je Kilometer, pro Zug also mehrere tausend DM, entrichten, während 
der Transrapid seine Trasse kostenfrei benutzen kann. 

3. Aufgabe der Zuweisungsstelle für die Trassenvergabe ist es nach 
Artikel 3 der Richtlinie 95/19/EG, dafür zu sorgen, daß „die Fahr- 
wegkapazität der Eisenbahnen gerecht und in nichtdiskriminieren- 
der Weise zugeteilt wird und das Zu weisungs verfahren vorbehaltlich 
der Artikel 4 und 5 eine effiziente und optimale Nutzung der Infra- 
struktur erlaubt". Davon kann jedoch keine Rede sein, wenn bei der 
Trassenvergabe auf den schienenparallelen, geplanten Transrapid 
Rücksicht genommen werden soll. 

4. Die Richtlinie 440/91/EWG schreibt die Trennung von Betrieb der 
Eisenbahninfrastruktur und Erbringung der Verkehrsleistungen vor 
(Artikel 1, 6). Im Transrapid-Konzept ist jedoch immer nur pauschal 
„die DBAG" genannt, die es nach dem Deutsche Bahn Gründungs- 
gesetz ab Anfang 1999 nicht mehr geben wird. Der Transrapid-Fahr- 
weg müßte im Rahmen der künftigen „Deutsche Bahn Holding" der 
geplanten Fahrweg AG zugeordnet werden; die Erbringung von 
Verkehrsleistungen müßte demgegenüber der künftigen Personen- 
f ernverkehrs-AG zugeordnet werden, da Artikel 6 der Richtlinie 440/ 
91/EWG eine getrennte Rechnungsführung vorschreibt. Der Vor- 
standsvorsitzende der DBAG, Heinz Dürr, stellt sich hingegen vor, 
daß man „jährliche Verluste von 50 Mio. DM problemlos im Rahmen 
des 30-Mrd.-DM-Umsatzes des (Gesamt -jUntemehmens verkraften" 
könne. Wenn ein Defizit untemehmensintem aus anderer Quelle ab- 
gedeckt werden soll, ist damit aber nicht mehr die Erbringung 
„effizienter und angemessener Leistungen zu geringstmöglichen 
Kosten" in den betroffenen anderen Untemehmensbereichen mög- 
lich (Verstoß gegen Artikel 5 der Richtlinie 440/91/EWG). Faktisch 
müßten die Besteller von Verkehrsleistungen im Nahverkehr, also 
Länder und kommunale Gebietskörperschaften, die Defizite des 
Transrapid mitfinanzieren (Quersubventionierung). 

5. Da beim Transrapid keine Wegekostendeckung über Trassenentgelte 
vorgesehen ist, ergeben sich zwangsläufig Wettbewerbsverzerrun- 
gen. Bei 51 Zugpaaren täglich und bei einem für ICE durchaus üb- 
lichen Trassenentgelt von 20 DM/km entspricht dies binnen 20 Jah- 
ren einer rechtswidrigen Subvention an den Transrapid von über 
4 Mrd. DM. Gleichzeitig wird der Wettbewerb und Marktzugang zu 
Lasten anderer Eisenbahnverkehrsunternehmen erschwert, weil die 
zu befürchtende Quersubventionierung über die Hauptpreisdeter- 
minante, das Trassenentgelt, erfolgen müßte. 

Als Fazit ist festzuhalten, daß das jetzt geplante Betreibermodell für den 
Transrapid nicht irüt dem geltenden Gemeinschaftsrecht vereinbar ist 
und einen effizienten, freien Wettbewerb der europäischen Eisenbahn- 
untemehmen, wie ihn das Gemeinschaftsrecht zur Stärkung des um- 
weltverträglichen Verkehrsträgers Schiene anstrebt, verhindert. 


Allgemeine Vorbemerkungen 

Mit dem optimierten Projektkonzept steht der Transrapid auf einer 
soliden Basis und verstößt nicht gegen geltendes EU -Recht. Beim 
Transrapid handelt es sich nicht um eine Eisenbahn im Sinne der 
genannten Richthnien 91/440/EWG und 95/19/EWG. Darüber 
hinaus gilt die Richthnie 95/ 19/EG nur für bestimmte grenzüber- 
schreitende Beförderungen, nicht für innerstaatliche Beförderun- 
gen. Sie ist daher auch nur für die in der Richtlinie genannten 
Eisenbahnverkehrsarten und nur hinsichtlich der Eisenbahn- 
infrastruktur anzuwenden. Auch die Richtlinie 91/440/EWG re- 
gelt den Netzzugang nur für grenzüberschreitenden Verkehr. 
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Die genannten Richtlinien enthalten besondere Bestimmungen 
zum Netzzugang; hiervon strikt zu trennen ist jedoch der Infra- 
strukturneu- /-ausbau, aus dem keine individuellen Rechte abzu- 
leiten sind. Dem Infrastrukturbetreiber steht frei, für welche Art 
von Verkehr und für welche Geschwindigkeit er den Fahrweg 
ausbauen will. 

Der diskriminierungsfreie Netzzugang für Dritte zu den beste- 
henden konventionellen Schienenverbindungen zwischen Ham- 
burg und Berlin wird in keiner Weise beeinträchtigt. Auf diesen 
Schienenwegen gelten nach wie vor die gleichen Bedingungen 
für alle Eisenbahnuntemehmen einschließlich der DB AG. 

Es ist im übrigen unrichtig, daß nach Präambel oder Einzelbe- 
stimmungen der Richtlinie 95/ 19/EG eine unabhängige Instanz 
über die Trassenvergabe entscheiden muß. Vielmehr muß ledig- 
lich die Beschwerde gegen die Vergabe vor einer unabhängigen 
Stelle möglich sein. Die Trassenvergabe durch die DB AG als Zu- 
weisungsstelle ist nach Artikel 10 i. V. m. Artikel 2 Buchstabe f der 
Richtlinie 95/19/EG ausdrücklich zugelassen. 

Eine Verpflichtung zur Erhebung von Trassenentgelten beim 
Transrapid besteht nicht. 

Im übrigen müssen nach Artikel 6 der Richtlinie 95/19/EG auch 
bei der konventionellen Eisenbahn Trassenpreise nicht für sich 
allein, sondern nur zusammen mit staatlichen Beiträgen und erst 
über einen angemessenen Zeitraum die Fahrwegkosten decken. 
Die angeführten Rechnungen sind rein spekulativ und irrefüh- 
rend. 

Da die zitierte Richtlinie 91/440/EWG keine Anwendung auf den 
Transrapid findet, ist eine Trennung von Fahrweg und Betrieb 
nicht vorgeschrieben, die im übrigen bei der konventionellen 
Eisenbahn nach Artikel 6 der Richtlinie auch nur in rechnerischer 
Hinsicht vorgeschrieben ist. 

Von einer Quersubventioniemng kann aus vorgenannten Grün- 
den nicht ausgegangen werden. Der Netzzugang anderer Eisen- 
bahnuntemehmen im konventionellen Bereich wird nicht er- 
schwert. 

Zu den einzelnen Fragen wird nachfolgend geantwortet. 


1. Weshalb wurden die o. g. Punkte im Hinblick auf Verstöße gegen 
geltendes Gemeinschaftsrecht bei den bisherigen Wirtschaftlich- 
keitsuntersuchungen und beim jetzigen BetreibermodeU nicht be- 
rücksichtigt? 


Bei der Konzipierung des Transrap id-Projektes Berlin- Hamburg 
wurde allen EG-rechtlich relevanten Gesichtspunkten entspre- 
chend den vorstehenden Vorbemerkungen Rechnung getragen. 
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2. a) Hält es die Bundesregierung für möglich, die Nutzung der vor- 
handenen Schienenstrecken durch andere Eisenbahnunterneh- 
men einzuschränken? 


Die Möglichkeiten der Nutzung der vorhandenen Schienenstrek- 
ken werden ausschließlich durch den Ausbauzustand und die 
verfügbare Kapazität bestimmt. 


b) Wenn ja: Mit welchen konkreten Mitteln soll dies geschehen? 


Auf die Antwort zu Frage 2 a wird verwiesen. 


c) Sollen die Nutzungseinschränkungen bei der Trassenvergabe 
durch Weisungen an die Fahrweg AG (der DB Holding) und an 
die aufsichtführende Behörde vorgenonunen werden, obwohl 
solche Weisungen gegen die im Gemeinschaftsrecht vorgesehene 
Trassenvergabe durch eine "unabhängige Instanz" verstoßen 
dürften? 


Andere als in Frage 2 a angeführten Nutzungseinschränkungen 
bei der Trassenvergabe wird es nicht geben. Hinsichtlich der 
in diesem Zusammenhang angesprochenen „unabhängigen In- 
stanz" wird auf die Vorbemerkungen verwiesen. 


d) Wie will die Bundesregierung konkurrierende Züge, z. B. im Auf- 
trag der Umweltverbände, vom Zugang zu den parallelen Schie- 
nenstrecken ausschließen? 


Ein Ausschluß von Eisenbahnverkehrsunternehmen vom Zugang 
zum Schienennetz der DB AG ist nicht beabsichtigt, sofern diese 
die zugehörigen Zugangsvoraussetzungen erfüllen. 


3 . a) Warum sieht das j etzige Betreibermodell für den Transrapid keine 
Trassenentgelte vor, die vom Transrapid-Betreiber (DB Personen- 
fernverkehr) an den Fahrwegbetreiber (DB Netz bzw. Fahrweg) 
zu überweisen sind? 


Entsprechend den Vorbemerkungen ist davon auszugehen, daß 
auch beim Transrapid die Infrastrukturkosten erwirtschaftet wer- 
den sollen. Wie dies untemehmensintern erfolgt, wird seitens der 
DB AG bei der Festlegung der zukünftigen DB-Organisation für 
den Transrapid zu regeln sein. 


b) Wie soll die oben dargestellte Wettbewerbsverzemmg verhindert 
werden, die sich daraus ergibt, daß demgegenüber sehr wohl 
konkurrierende Eisenbahnverkehrsuntemehmen auf den beste- 
henden parallelen Schienenstrecken Trassenentgelte zu zahlen 
haben? 


Auf die Antwort zu Frage 3 a wird verwiesen. Zu einer Wettbe- 
werbsverzerrung wird es nicht kommen. 
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c) Wie bewertet die Bundesregierung die Berechnung, daß der 
Transrapid bei dem vorgesehenen Verkehrsangebot mindestens 
200 Mio. DM jährlich an Trassenentgelten zu zahlen hätte und 
demzufolge bei einem Verzicht darauf in den ersten 20 Jahren 
4 Mrd. DM an indirekten Subventionen an den Transrapid ge- 
währt werden sollen? 


Eine Subventionierung wird nicht stattfinden. Auf vorstehende 
Ausführungen wird verwiesen. 


d) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß diese Subvention 
mit dem geltenden Gemeinschaftsrecht unvereinbar ist? 


Siehe Antwort zu Frage 3 c. 


e) Wie will die Bundesregierung entsprechenden Klagen konkur- 
rierender Eisenbahnverkehrsuntemehmen begegnen? 


Die Frage nach der Begegnung von Klagen konkurrierender 
Eisenbahnuntemehmen wird derzeit als rein hypothetisch be- 
trachtet. 


4. a) Wie soll angesichts der vorgesehenen Beschränkungen bei der 
Trassenvergabe dafür gesorgt werden, daß die vorhandene, z. Z. 
zum Teil noch im Ausbau befindliche Schieneninfrastruktur 
„effizient und optimal genutzt" wird {gemäß Artikel 3 der Richt- 
ünie 95/119/EG)? 


Entsprechend den Antworten zu den Fragen 2 sind keine Be- 
schränkungen bei der Trassenvergabe vorgesehen. Eine effiziente 
und optimale Vergabe von Zugtrassen des Schienenverkehrs 
durch die DB AG ist unabhängig von der Existenz einer parallelen 
Transrapidtrasse . 


b) Welche Zugzahlen und welche Auslastung erwartet die Bundes- 
regierung für die parallel zur Transrapid-Strecke verlaufenden 
Schienenstrecken? 


Die mit der Inbetriebnahme der Transrapidstrecke erwartete An- 
passung des Bahnangebotes ist in der den Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages vorliegenden „Aktualisierung der Fem- 
verkehrsprognosen als Grundlage für eine Wirtschaftüchkeits- 
rechnung der Magnetschnellbahn Berün- Hamburg" im Detail 
aufgeführt. 

Durch den Transrapid wird die Schiene vom Fernverkehr entlastet 
und so ein attraktiver Regional- und Nahverkehr sowie ein kon- 
kurrenzfähig schneller Schienengüterverkehr ermöglicht, wo- 
durch insgesamt und insbesondere vor dem Hintergrund des pro- 
gnostizierten starken Verkehrs Wachstums in der Relation Berlin - 
Hamburg eine hohe Auslastung der Schienenstrecken erwartet 
wird. 
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c) Warum werden die Mittel für die Überdimensionierung (Tempo 
200) des Ausbaus der Strecke über BüchenAVittenberge nicht als 
Negativposten in die Rechnungen zum Transrapid einbezogen, 
obwohl es sich um später nicht genutzte Investitionen handelt? 


Die Strecke Hamburg -Büchen -Berlin wurde als VDE 2 auch un- 
ter Berücksichtigung der späteren Nutzungsabsichten wie vorge- 
sehen (Baubeginn 1991) zweigleisig mit durchgehender Elektrifi- 
zierung bedarfsgerecht für Geschwindigkeiten bis zu 160 km/h 
ausgebaut. 


d) Um wieviel geringer wären die Kosten des Ausbaus der Strecke 
über Büchen/Wittenberge bei einem Ausbau nur für Tempo 160 
gewesen? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 4 c verwiesen. 


5. a) Wie bewertet die Bundesregierung die Artikel 1 und 6 der Richt- 
linie 440/91/EWG, welche die Trennung von Betrieb der Eisen- 
bahninfrastruktur und Erbringung der Verkehrsleistungen vor- 
sehen, im Hinblick auf das derzeitige Transrapid-Betreiber- 
modell? ' 


Die zitierte Richtlinie 91 /440/EWG findet keine Anwendung auf 
den Transrapid. Im übrigen schreibt sie bei der konventionellen 
Eisenbahn nur eine rechnerische Trennung von Fahrweg und Be- 
trieb vor. 


b) Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Vorstandsvorsit- 
zenden der DB AG, Heinz Dürr, daß man „jährliche Verluste von 
50 Mio. DM problemlos im Rahmen des 30-Mrd.-DM-Umsatzes 
des (Gesamt-)Untemehmens verkraften" könne, im Hinblick 
darauf, daß es aufgrund des Deutsche Bahn Gründungsgesetzes 
spätestens Anfang 1999 zur Umwandlung der heutigen DBAG in 
mehrere unternehmerisch selbständige Unternehmen (AG) kom- 
men muß? 


Die Bundesregierung geht aufgrund der aktualisierten Kosten- 
und Erlösrechnung davon aus, daß es durch den Betrieb des 
Transrapid nicht zu Verlusten bei der DB AG kommt. 

Im übrigen wird auf die vorstehenden Bemerkungen verwiesen. 


c) Plant die Bundesregierung, diesbezüglich auf eine Korrektur des 
Deutsche Bahn Gründungsgesetzes hinzuwirken? 


Ein Anlaß zur Korrektur der Eisenbahngesetze wird nicht gesehen. 


d) Soll nach Auffassung der Bundesregierung die andernfalls erfor- 
derliche untemehmensinteme Defizitabdeckung innerhalb der 
Personenfemverkehrs-AG erfolgen, indem der Personenfemver- 
kehr geringere Trassenentgelte als eigentlich erforderlich an die 
Fahrweg AG zu zahlen hat? 


Auf die Antwort zu Frage 5 b) wird verwiesen. 
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e) Hält es die Bundesregierung für wahrscheinlich, daß die Bestel- 
ler von Verkehrsleistungen im Nahverkehr, also Länder und 
kommunale Gebietskörperschaften, bereit sind, die Defizite des 
Transrapid über überhöhte TVassenentgelte des Nahverkehrs 
mitzufinanzieren? 


Auf die Antwort zu Frage 5 b) wird verwiesen. 


f) Wie verträgt sich die zu erwartende Quersubventionierung bei 
den Trassenentgelten mit dem Grundsatz der Eisenbahninfras- 
truktur-Benutzungsverordnung (u.a. in § 5 Abs. 3), daß die Tras- 
senentgelte der Verkehrsleistung angemessen sein müssen? 


Auf vorstehende Antworten wird verwiesen. 
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